
BUNDESGERICHTSHOF
V ZB 36/93 BESCHLUSS

vom
16. September 1993

in dem Rechtsstreit

Stadt vertreten durch den Magistrat,
dieser vertreten durch den Bürgermeister, SflMü 
LI

Klägerin und Beschwerdeführerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
Lotmm wmm, s

g e g e n

Helmut Lofll/ Neues La|

Beklagter und Beschwerdegegner,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 
Dr.
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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
am 16. September 1993 durch den Vorsitzenden Richter 
Prof. Dr. Hagen und die Richter Dr. Vogt, Dr. Lambert- 
Lang, Tropf und Schneider

beschlossen:

Auf die sofortige Beschwerde der Klägerin 
wird der Beschluß des 9. Zivilsenats des 
Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts 
in Schleswig vom 27. Mai 1993 aufgehoben.

Der Klägerin wird die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gegen die Versäumung der 
Berufungsbegründungsfrist gewährt.

G r ü n d e

Gegen das ihr am 22. April 1992 zugestellte klage­
abweisende Urteil hat die Klägerin am 20. Mai 1992 Berufung 
eingelegt und mit Schriftsatz vom 19. Juni 1992 beantragt, 
die Berufungsbegründungsfrist um zwei Monate zu verlängern. 
Der Schriftsatz trägt zwei EingangsStempel, von denen der 
Eingangsstempel "22. Juni 1992" durchgestrichen und der 
Stempel "23. Juni 1992" unterschrieben ist. Die beantrag­
te Verlängerung ist mit Verfügung des Vorsitzenden vom 
24. Juni 1992 bewilligt worden. Auf den Antrag des Beklag­
ten im Schriftsatz vom 15. Dezember 1992, die Berufung we­
gen Nichteinhaltung der Begründungsfrist als unzulässig zu
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verwerfen, hat der Prozeßbevollmächtigte der Klägerin mit 
Schriftsatz vom 23. Dezember 1992 geltend gemacht: Der 
Fristverlängerungsantrag vom 19. Juni 1992 sei rechtzeitig 
am 22. Juni 1992 von seiner Reno-Auszubildenden in den Ge­
richtsbriefkasten geworfen worden. Hilfsweise werde Wieder­
einsetzung wegen Versäumung der Frist beantragt. Dem Antrag 
ist eine eidesstattliche Versicherung beigefügt.

Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
wegen Versäumung der Berufungsbegründungsfrist ist zuläs­
sig.

Anders als das Berufungsgericht meint, ist der Antrag 
rechtzeitig gestellt worden. Eine Mitteilung, daß der 
Schriftsatz, mit dem die Verlängerung der Begründungsfrist 
nachgesucht worden war, auch in dieser, wie in einer Paral­
lelsache, verspätet eingereicht worden sei, hat der Prozeß­
bevollmächtigte der Klägerin nicht erhalten. Sein Vortrag, 
er habe den Parallelfall zum Anlaß genommen, sich vorsorg­
lich von seiner Anwaltsgehilfin auch in dieser Sache den 
Hergang eidesstattlich versichern lassen, wonach sie den 
Schriftsatz rechtzeitig eingeworfen habe, ist glaubhaft. 
Jedenfalls aber entfiel mit der gewährten Fristverlängerung 
zur Einreichung der Berufungsbegründung durch den Vorsit­
zenden des Senats für den Prozeßbevollmächtigten der Kläge­
rin jeder (weitere) Anlaß zu Zweifeln; denn die Bewilligung 
der Verlängerung setzt gerade einen fristgerecht angebrach­
ten Antrag voraus. Ernsthafte Zweifel an dem rechtzeitigen 
Zugang des Verlängerungsantrages und daran, daß die bewil­
ligte Fristverlängerung rechtens gewesen sei, mußte der 
Prozeßbevollmächtigte der Klägerin danach erst wieder ha-
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ben, als ihm der Schriftsatz des Beklagtenvertreters vom 
18. Dezember 1992 zuging. Denn in dieser Sache stammt die 
dienstliche Äußerung von Justizhauptwachtmeister Schmidt 
nicht vom 16. Juni 1992, sondern vom 28. Dezember 1992. Da­
nach ist der am 23. Dezember 1992 gestellte Antrag auf Wie­
dereinsetzung jedenfalls rechtzeitig innerhalb der Frist 
des § 234 Abs. 1 ZPO eingegangen.

Der Antrag ist auch begründet.

Dabei kann dahinstehen, ob der Schriftsatz von der An­
waltsgehilfin am 22. Juli in das Anwaltsfach oder den 
Nachtbriefkasten beim Oberlandesgericht eingeworfen wurde 
oder ob dies erst am 23. Juli 1992 geschah. Der Prozeßbe­
vollmächtigte der Klägerin konnte jedenfalls davon ausge­
hen, daß er rechtzeitig einen Verlängerungsantrag gestellt 
hatte, da der Schriftsatz rechtzeitig gefertigt und von der 
Anwaltsgehilfin so rechtzeitig aus der Briefablage entnom­
men worden war, daß er bei sachgemäßem Einwurf am letzten 
Tage der Frist zum Gericht gelangen mußte. Ein Vorwurf, den 
sich die Klägerin zurechnen lassen müßte, könnte dem Pro­
zeßbevollmächtigten nicht gemacht werden, falls die Büroge­
hilfin den Schriftsatz verspätet in den Briefkasten gewor­
fen haben sollte. Für ein derartiges Versehen bei einer so 
einfachen Tätigkeit, wie sie eine Botin mit dem Einwerfen 
eines Schriftsatzes in den Nachtbriefkasten zu verrichten 
hat, hat der Anwalt nicht einzustehen. Hat aber, wie eides­
stattlich versichert, die Bürogehilfin den Schriftsatz am 
22. Juli nachmittags aus dem Ablagekasten entnommen und er­
klärt, sie werde ihn auf dem Nachhauseweg einwerfen, so ist 
auch ein Organisationsverschulden, das dem Anwalt an der
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Versäumung der Berufungsbegründungsfrist anzulasten wäre, 
nicht ersichtlich.

Da alsbald nach Bekanntwerden des möglichen verspäte­
ten Einganges des Begründungsschriftsatzes um Wiedereinset­
zung dafür nachgesucht worden ist, ist Wiedereinsetzung zu 
gewähren und kann die Berufung nicht als unzulässig verwor­
fen werden.

Hagen Vogt Lambert-Lang
Tropf Schneider
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